
Art. 143

Art. 143 
 
(1) Die Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen Gemeinschaften erwerben die Rechtsfähigkeit 
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts.

(2) 1Kirchen und anerkannte Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
soweit sie es bisher waren. 2Anderen anerkannten Religionsgemeinschaften sowie solchen 
weltanschaulichen Gemeinschaften, deren Bestrebungen den allgemein geltenden Gesetzen nicht 
widersprechen, sind nach einer Bestandszeit von fünf Jahren auf Antrag die gleichen Rechte zu gewähren.

(3) Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie weltanschauliche Gemeinschaften, die Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind, dürfen auf Grund der öffentlichen Steuerlisten Steuern erheben.


